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dans son Pro Memoria du 13 de ce mois. Il pourrait, pour assurer le succès de la 
négociation engagée, accepter une phrase de la teneur que voici: «... et qu’en 
outre, il sera prêt à envisager, dans un geste de pitié humaine, la question d’une 
aide matérielle à la fille de M. Worowski dès qu’une discussion générale des 
questions qui restent à régler entre les deux Pays pourra intervenir.»

Le Conseil fédéral est persuadé d’avoir accompli, par ces contre-propositions, 
un nouvel effort de conciliation et ose espérer que le Gouvernement Français, 
dont il a accepté avec empressement les bons offices, fera aboutir la négociation 
sur les bases sus-indiquées.

Berne, le 16 janvier 1926.
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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 19. Januar 19261 

86b. Beziehungen zu Russland
Mündlich

Der Vorsteher des politischen Departements gibt zunächst einen Überblick 
über den Gang der bisherigen, durch Vermittlung des französischen Botschafters 
und der französischen Regierung geführten Unterhandlungen zur Beseitigung des 
von Russland über die Schweiz verhängten Boykotts und zur allmähligen Wie­
deranbahnung von Beziehungen zwischen der Schweiz und Russland. Er erinnert 
auch an die Wichtigkeit der Beilegung des Zwistes mit Russland für die schweize­
rische Volkswirtschaft und namentlich an die ausserordentlich weitreichende 
internationale Bedeutung dieser Verhandlungen, deren Ausgangspunkt in der F ra­
ge der Beteiligung von Abgeordneten der russischen Regierung an der vom Völ­
kerbund nach Genf einberufenen Vorkonferenz zu einer allgemeinen Abrüstungs­
konferenz liegt. Die Angelegenheit ist dringlich, weil die Vorkonferenz schon am 
15. Februar zusammentreten soll. Das vom Bundesrat am 16. Januar 1926 geneh­
migte Pro M em oria2 ist der russischen Regierung schon zur Kenntnis gebracht 
worden. Es willigte darein, dem Ausdruck der Verurteilung (réprobation) des 
Mordes an Worowski denjenigen des Bedauerns über diese Tat beizufügen, sofern 
die russische Regierung die seinerzeit gegen den Bundesrat gerichteten Beleidi­
gungen zurücknähme durch einen Satz, der besagen würde, sie (die Sovietregie- 
rung) gebe zu, dass die seinerzeit ausgesprochenen Verdächtigungen (oder Ankla­
gen) aus einer ungenauen Berichterstattung hervorgegangen seien und jede 
Daseinsberechtigung verloren haben. In bezug auf die materielle Hülfeleistung an 
die Tochter Worowskis schlug der Bundesrat vor, zu sagen «... und dass er (der 
Bundesrat) überdies bereit sei, im Zeichen menschlichen Mitgefühls die Gewäh-

1. Abwesend: Schulthess.
2. Vgl. Nr. 147.
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rung einer materiellen Unterstützung an die Tochter Worowskis ins Auge zu fas­
sen, sobald einmal eine allgemeine Erörterung der Fragen einsetzen könne, die 
zwischen den beiden Ländern noch zu regeln sind». Der Präsident hatte dann 
noch die Anregung gemacht, in das Schriftstück einen Absatz einzufügen, 
wonach der Bundesrat auf die Zurücknahme der Beleidigungen verzichten könn­
te, wenn die Hülfeleistung an die Tochter Worowskis nicht mehr erwähnt würde. 
Der Vorsteher des politischen Departements hat sich dann aber nachträglich mit 
dem Präsidenten darüber verständigt, dass diese Anregung nicht in das Pro 
Memoria aufgenommen, sondern dem französischen Botschafter nur mündlich 
mitgeteilt werden soll, weil sie sich der Kundgebung als Ganzem nicht wohl ein­
gefügt hätte.

Dieser Vorschlag ist der russischen Regierung durch Vermittlung Frankreichs 
unterbreitet worden, und gestern schon legte der Botschafter einen neuen Vor­
schlag3 in der Sache vor. Er bemerkte dabei, die französische Regierung ersuche 
dringend darum, einer Lösung zuzustimmen, die beide Teile befriedige, und wies 
auf die Wichtigkeit einer Einigung für alle an der Abrüstungsfrage Beteiligten hin. 
Ohne Beteiligung der Russen würde die Abrüstungskonferenz fast wertlos. Wenn 
aber sich die Frage so zuspitzen sollte: entweder Konferenz mit Beteiligung Russ­
lands ausserhalb Genfs, oder Abrüstungskonferenz ohne Beteiligung Russlands, 
dann würde es schwer sein, die Konferenz nicht an einem ändern O rt als Genf ab­
zuhalten. W ürde aber der Völkerbund durch die Haltung der Schweiz genötigt, 
die Konferenz ausserhalb Genfs abzuhalten, dann rücke doch die Gefahr nahe, 
dass die ganze Frage des Sitzes des Völkerbundes aufgerollt würde, wenn z.B. 
späterhin Russland seinen Beitritt zum Völkerbund von der Sitzfrage abhängig 
machen sollte. Als der Vorsteher des politischen Departements hierauf zu verste­
hen gab, der Bundesrat und die öffentliche Meinung der Schweiz könne in dieser 
Angelegenheit einen eigentlichen Druck von Aussen nicht annehmen, milderte 
sich der Ton der Vorstellungen. Doch drängte der Botschafter auf eine baldige 
Antwort auf seinen neuen Vorschlag, da die Sovietregierung am 20. dieses 
Monats in einer Sitzung die Angelegenheit behandeln möchte, wobei dann von 
Seiten Frankreichs ebenfalls auf eine endgültige Regelung gedrungen würde.

Der neue Vorschlag unterscheidet sich in folgenden Punkten vom frühem 4:
1. In der von Frankreich im Einverständnis mit dem Bundesrat der russischen 

Regierung zu übergebenden Erklärung würde gesagt, dass die französische Regie­
rung «a obtenu de la part du Gouvernement de la Confédération suisse des décla­
rations ...», während es früher hiess «a recueilli ...». Der Botschafter hält «obte­
nu» für besser, weil es deutlicher die Vermittlung eines Dritten hervortreten lässt, 
als das farblosere «recueilli» mit dem Beigeschmack des Zufälligen;

2. der Ausdruck des Bedauerns (regrets) fiele weg, nur das Missbilligen (ré­
prouver) bliebe stehen;

3. als Verschlimmerung ist die dritte Abweichung zu betrachten; die besteht 
darin, dass der Bundesrat sich bereit erklärt «dans une pensée spontanée d’apai-

3 . Vgl. Annex.
4 . Vgl. Nr. 147.

dodis.ch/45165dodis.ch/45165

http://dodis.ch/45165


246 19. J A N U A R  1926

sement, à offrir à la fille de M. Worowski une aide matérielle dont les modalités 
pourront être discutées lorsque des négociations directes s’engageront entre les 
deux Gouvernements de l’U.R.S.S. et la Confédération suisse».

Zwar schliesst wohl die Stelle «dans une pensée spontanée d’apaisement» jede 
Anerkennung einer Schuld als Grundlage für die Entschädigung aus. Dagegen 
spitzt sich jetzt, wie vorausgesehen wurde, dieser Teil der Erklärung auf das An­
erbieten (offrir) einer Entschädigung zu. Der Nachsatz hat auch nach der Auffas­
sung des Botschafters den Sinn, dass unter den «négociations» nicht besondere 
Verhandlungen über die Entschädigung an die Tochter Worowskis, sondern die 
allgemeinen Verhandlungen über alle zwischen der Schweiz und Russland schwe­
benden Fragen zu verstehen sind. Diesem Gedanken ist im zweitletzten Absatz 
des Pro Memoria-Entwurfes Ausdruck gegeben, den der Vorsteher des politi­
schen Departements dem Bundesrate zur Genehmigung vorlegt.

Vom Zurücknehmen der Beleidigungen ist in dem neuen Vorschlag allerdings 
nicht mehr die Rede; allein der Bundesrat hat seinerzeit auf das erste Telegramm 
Tschitscherins deutlich genug geantwortet, und es scheint fast des Bundesrates 
unwürdig, diese schmutzige Angelegenheit noch einmal aufzurühren. Auch liegt 
in der Aufhebung des Boykotts durch Russland gleichzeitig die stillschweigende 
Zurücknahme der Beleidigungen.

Wie aus dem Drängen Frankreichs zu entnehmen ist, sind die Verhandlungen 
nun so weit gediehen, dass der neue Vorschlag angenommen oder verworfen wer­
den muss, im Fall der Verwerfung mit allen schon erwähnten Folgen auf interna­
tionalem und auf dem Gebiet des Völkerbundes. Wenn auch nicht leichten Her­
zens, so beantragt der Vorsteher des politischen Departements doch, dem neuen 
Vorschlag zuzustimmen und ihn zu ermächtigen, den Botschafter hievon zu ver­
ständigen.

In der Beratung wird zunächst hervor gehoben, dass der Druck von Aussen 
sich nun eingestellt habe, da der Botschafter unverblümt auf die Folgen des Schei- 
terns einer Einigung mit Russland hingewiesen hat. Die Frage der Sitzes des Völ­
kerbundes heischt jetzt recht anspruchsvoll Berücksichtigung bei den Entschlies- 
sungen über die schweizerische Aussenpolitik, und da jene Frage beim Beitritt der 
Schweiz zum Völkerbund innerpolitisch eine wesentliche Rolle gespielt hat, so 
fehlt auch die Rückwirkung auf die Innenpolitik nicht. Kommt eine Einigung jetzt 
mit Russland nicht zustande, so werde daraus bei den Mächten, die an der Abrü­
stungskonferenz teilnehmen und die Russen dabei haben wollen, eine Verstim­
mung entstehen und der Druck von Aussen werde sich noch verstärken; überdies 
aber werde Russland in Zukunft jede Gelegenheit ergreifen, um die Frage des 
Völkerbundssitzes neuerdings als Druckmittel gegenüber der Schweiz wirken zu 
lassen. Daher scheine es angezeigt, die Gelegenheit zu einer vorläufigen Verstän­
digung mit Russland nicht unbenützt zu lassen.

Von anderer Seite wird dagegen erklärt, der jetzige Vorschlag sei mit der Idee 
der Gerechtigkeit schlechterdings nicht, mit der Würde des Bundesrates kaum 
vereinbar. Die letzte Beziehung der Schweiz zu Russland habe in der Abwehr der 
unerhörten Beleidigungen der Noten Tschitscherins nach dem Attentat auf 
Worowski bestanden. Von einer Zurücknahme dieser Beleidigungen durch Russ-
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land sei im neuen Vorschlag nicht mehr die Rede. Dagegen biete der Bundesrat 
der russischen Regierung eine Entschädigung zu Gunsten der Tochter Worowskis 
an, trotzdem für ihn hiezu keinerlei Rechtspflicht bestehe, und er bringe diese 
Entschädigung nicht einmal in Zusammenhang mit den berechtigten Forderun­
gen, die die Schweiz wegen der Plünderung der schweizerischen Gesandtschaft 
und der Erschiessung eines Schweizers in der Gesandtschaft in Petersburg durch 
die Truppen der Sovietregierung zu stellen habe, und mit dem Ersatz des Scha­
dens, der Tausenden von Schweizerbürgern in Russland durch die Taten und An­
ordnungen der Sovietregierung zugefügt worden ist. Auf diese Weise würde eine 
Vorzugsbehandlung eingeräumt zu Gunsten einer unbegründeten Forderung 
derjenigen Regierung, die nicht daran denke, den berechtigten Forderungen der 
Schweiz und der Russlandschweizer Rechnung zu tragen. Eine solche Haltung 
des Bundesrates würde nicht verstanden werden. Die Anerkennung de jure werde 
doch aus den ebengenannten Gründen vom Bundesrat verweigert, aber dieselben 
Gründe sprechen auch gegen das Anerbieten einer materiellen Hülfe zu Gunsten 
der Tochter Worowskis. Von einer solchen könnte nur dann die Rede sein, wenn 
sie mit der Entschädigung für die Untaten der Sovietregierung gegenüber der 
Schweiz und den Russlandschweizern in Zusammenhang gebracht würde. Die 
Russen seien geriebene Erpresser. Sie werden seinerzeit ihren Beitritt zum Völker­
bund von der Anerkennung de jure durch die Schweiz abhängig machen. Wenn 
der Bundesrat jetzt eine materielle Hülfeleistung für die Tochter Worowskis anbie­
te, so sei das der erste Schritt auf einem Weg, wo seiner noch weitere Demütigun­
gen warten. Denn andere Staaten werden auch nicht zögern, unannehmbare For­
derungen zu stellen, wenn sich der Bundesrat gegenüber den Forderungen der rus­
sischen Regierung allzu nachgiebig zeigt. Wer eine würdelose Politik treibt, wird 
auch wirtschaftlich mit Füssen getreten und vernachlässigt.

Diesen Einwänden gegenüber wird geltend gemacht, dass sie zwar vollauf 
Berücksichtigung verdienten, wenn es sich lediglich darum handelte, das Verhält­
nis zwischen der Schweiz und Russland zu regeln. Mit dieser Regelung ist aber 
hier die Lösung von Fragen verknüpft, die für die ganze Welt von Bedeutung 
sind, und es genügt, daran zu erinnern, dass von der Haltung des Bundesrates 
allenfalls das Verbleiben des Sitzes des Völkerbundes in Genf abhängt, um zu zei­
gen, welch grosse innerpolitische Bedeutung der Angelegenheit überdies zukom­
me. Die völlige Ausschaltung der Erwähnung einer materiellen Hilfe für die Toch­
ter Worowskis sei aber auch schon deshalb ausgeschlossen, weil der Bundesrat in 
seinem Pro Memoria vom 16. Januar darein eingewilligt habe, hierüber eine Stelle 
in die Erklärung aufzunehmen, und es nicht angehe, jetzt hinter das zurückzuge­
hen, was damals angeboten und inzwischen als ungenügend abgelehnt wurde. 
Auch sei der Bundesrat damals schon darüber einig gewesen, dass auf eine 
ausdrückliche Zurücknahme der Beleidigungen der Sovietregierung verzichtet 
werden könne, da diese Zurücknahme in der Aufhebung des Boykotts stillschwei­
gend enthalten sei.

Im Einzelnen werden folgende Änderungen am Wortlaut der Erklärung vorge­
schlagen:

Zu 1 oben: Das Wort «obtenu» soll ersetzt werden durch das farblosere
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«reçu», da dem Bundesrate gar nichts daran liegen könne, auch hier noch die Ver­
mittlerrolle Frankreichs besonders zu betonen.

Zu 3 oben: Da der Bundesrat darauf halten muss, die Frage der materiellen 
Hülfeleistung für die Tochter Worowskis in Zusammenhang zu bringen mit den 
Entschädigungsforderungen, die der Schweiz gegenüber Russland und seiner Re­
gierung zustehen, und dieser Zusammenhang bei der jetzigen Fassung der betref­
fenden Stelle nicht zum Ausdruck kommt, so sollte diese Stelle entsprechend um­
gestaltet werden. Überdies wäre darin das ein allzu weites Entgegenkommen be­
zeugende Wort «offrir» zu ersetzen und das der Wahrheit nicht entsprechende 
Wort «spontanée» zu streichen. Es wird für diese Stelle folgende Fassung vorge­
schlagen:

«... et qu’en outre, il est disposé, dans une pensée d’apaisement, à accorder à la 
fille de M. Worowski une aide matérielle à discuter lorsque des négociations direc­
tes s’engageront entre les deux Gouvernements de l’U.R.S.S. et de la Confédéra­
tion suisse sur l’ensemble des questions qui sont à régler entre les deux pays».

Der Vorsteher des Finanzdepartements erklärt zu Protokoll, er könne auch der 
so abgeänderten Fassung der Erklärung aus den in der Beratung angeführten 
Gründen nicht zustimmen.

Die gemäss den eben erwähnten Abänderungsvorschlägen bereinigte Fassung 
der Erklärung wird hierauf mit fünf Stimmen gegen eine Stimme genehmigt und 
der Vorsteher des politischen Departements ermächtigt, diese Fassung dem 
französischen Botschafter als neuen Vorschlag des Bundesrates mitzuteilen und 
beizufügen, der Bundesrat gehe damit an die äusserste Grenze dessen, was ihm 
geboten erscheine5.

A N N E X
E 2001 (C) 5/5
Kopie Berne, 19 janvier 1926

P R O  M E M O R I A 6

Le Conseil fédéral a reçu hier matin de M. l’Ambassadeur de France à Berne de nouvelles propo­
sitions au sujet du différend existant entre la Confédération suisse et l'Union des Républiques socia­
listes soviétistes. D ’après ces propositions, le Conseil fédéral se déclarerait d’accord que le Gouver­
nement de la République française remît au Gouvernement soviétique une déclaration écrite de la 
teneur suivante:

«Le Gouvernement de la République, désireux de faciliter, dans l’intérêt général, la participation 
de l’Union des Républiques socialistes soviétistes à la conférence du désarmement et aux travaux 
préparatoires de cette conférence, à l’honneur de communiquer au Gouvernement de PU.R.S.S. qu’il 
a obtenu de la part du Gouvernement de la Confédération suisse des déclarations d’où il ressort que 
ce Gouvernement n’a pas cessé de réprouver l’assassinat de M. Vorovsky ainsi que l’attentat exé­
cuté en même temps contre MM. Divilkovsky et Ahrens et qu’en outre, il est prêt, dans une pensée 
spontanée d’apaisement, à offrir à la fille de M. Vorovsky une aide matérielle dont les modalités 
pourront être discutées lorsque des négociations directes s’engageront entre les deux Gouverne­
ments de l’U.R.S.S. et de la Confédération suisse.

5. Das diesbezügliche Pro Memoria ist als Annex abgedruckt.
6. Bemerkung am K o p f der Kopie: Texte remis à l’Ambassadeur.

dodis.ch/45165dodis.ch/45165

http://dodis.ch/45165


21. J A N U A R  1926 249

Il ressort également des déclarations recueillies par le Gouvernement français que le Gouverne­
ment suisse est prêt à accorder aux représentants de l’U.R.S.S., lorsqu’ils participeront aux délibéra­
tions de la conférence ou aux travaux préparatoires, toutes les immunités diplomatiques et toutes les 
garanties qui sont assurées aux représentants des autres puissances.»

Le Gouvernement soviétique ferait, de son côté, au Gouvernement français la réponse écrite sui­
vante:

«Le Gouvernement des Soviets a l’honneur de remercier le Gouvernement français de sa commu­
nication, dont il prend connaissance avec satisfaction.

Dans ces conditions, le Gouvernement des Soviets est disposé à envoyer ses délégués en territoire 
suisse pour qu’ils prennent part à la conférence du désarmement et aux travaux préparatoires. Le 
Gouvernement des Soviets prie le Gouvernement français de faire savoir au Gouvernement fédéral 
que les mesures d’exception précédemment prises à l’égard des citoyens suisses et des maisons de 
commerce suisses sont abrogées, étant entendu que toutes les mesures d’exception qui auraient été 
prises en Suisse à l’égard des citoyens munis de passeports soviétiques sont pareillement abrogées.»

Le Conseil fédéral observe que le mot «obtenu» dans la première phrase de la déclaration éma­
nant du côté suisse devrait être remplacé par le mot «reçu». Il y a, entre ces deux mots, une nuance 
sur laquelle il est superflu d’insister.

Le Conseil fédéral accepterait, par ailleurs, les nouvelles propositions avec la modification sui­
vante de la phrase relative à l’aide matérielle à donner à la fille de M. Vorovsky: «... et qu’en outre, il 
est disposé, dans une pensée d’apaisement, à accorder à la fille de M. Vorovsky une aide matérielle à 
discuter lorsque des négociations directes s’engageront entre les deux Gouvernements de l’U.R.S.S. 
et de la Confédération suisse sur l’ensemble des questions qui sont à régler entre les deux pays».

Le Conseil fédéral est conscient d’aller ainsi à l’extrême limite de ce qui lui est commandé par les 
circonstances. Il ose donc croire que la modification proposée, laquelle, dans son esprit, ne fait que 
dégager et préciser le sens déjà contenu dans la dernière proposition du Gouvernement français, 
mettra, sans autre, le point final à la négociation. Il va de soi que les deux déclarations sont dépen­
dantes l’une de l’autre.

Le Conseil fédéral renouvelle ses vifs remerciements à M. l’Ambassadeur de France et au Gou­
vernement de la République pour l’œuvre de conciliation qu’ils ont entreprise et qu’ils auront fait 
aboutir.

149
E 2001 (C) 1/11

Aufzeichnung des Gesandtschaftssekretärs der Abteilung fü r Auswärtiges 
des Politischen Departementes, L .M icheli

MY. Berne, 21 janvier 1926

N O T I C E

M. Lou, Ministre de Chine, est venu communiquer à M. le Ministre Dinichert 
que le Gouvernement chinois avait appris que le Gouvernement des Etats-Unis 
avait invité la Suisse à adhérer au Traité entre les Etats-Unis d’Amérique, la Bel­
gique, l’Empire britannique, la Chine, la France, l’Italie, le Japon, les Pays-Bas et 
le Portugal relativement aux principes et à la politique concernant la Chine, signé, 
le 6 février 1922, à Washington, et entré en vigueur le 8 août 1925, conformément 
à l’article VIII de ce Traité. Le Gouvernement chinois aurait fait savoir au 
Département d’Etat à Washington qu’il n’était pas d’accord avec cette invitation, 
ne considérant pas la Suisse comme un des pays possédant un traité antérieur 
rentrant dans la catégorie des traités dits «inégaux» avec la Chine et comprise au
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